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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kommunalabg abengesetzes 
(KAG) und der Gemeindeordnung (GO) 
Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 18/1 136 
 
 
Sehr geehrte Frau Ostmeier, 
 
für die Aufforderung zur Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme zu dem o. g. Gesetzent-
wurf danken wir Ihnen. Da die Auswirkungen der angestrebten Änderungen des Kommunal-
abgabengesetzes und die Einführung der „erweiterten Tourismusabgabe“ umfassend sind, 
nutzen wir gern die Möglichkeit einer erneuten Meinungsäußerung. 
 
Bereits mit unserem Schreiben vom 30. Mai 2013 haben wir uns ausführlich zum Ände-
rungssachverhalt gegenüber dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technolo-
gie sowie dem Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein geäußert. Diese Stellung-
nahme wurde auf Basis einer breiten Gremienbeteiligung erarbeitet, ist durch entsprechende 
Beschlüsse legitimiert und hat nach wie vor Gültigkeit. 
 
Grundsätzlich begrüßen wir die Schaffung von Voraussetzungen zur erweiterten Erhebung 
der Tourismusabgabe, haben diese positive Bewertung aber an bestimmte Voraussetzungen 
geknüpft, die in unserer seinerzeitigen  Äußerung detailliert dargestellt sind. Wir haben uns 
erlaubt, diesem Schreiben eine Ausfertigung/Datei unserer Stellungnahme beizufügen. Lei-
der war es nicht möglich, ein einheitliches Meinungsbild der drei Industrie- und Handels-
kammern und der betroffenen Wirtschaft darzustellen. 
 
Im Rahmen des nunmehr vorliegenden Gesetzentwurfes wird mit der Änderung des § 3 KAG 
unserer Forderung entsprochen, nach der eine Doppelerhebung von „Bettensteuer“ und 
„Tourismusabgabe“ ausgeschlossen werden sollte. Dies begrüßen wir sehr. 
 
Leider ist im aktuellen Entwurfstext ein weiterer Ausschluss zum Thema „Doppelerhebung“ 
nicht vorgesehen. Nach unserer Auffassung sollte es für bereits klassifizierte Tourismusorte, 
die auf Basis der bisherigen Regelung eine Fremdenverkehrsabgabe/Tourismusabgabe er-
heben, nicht  möglich sein, sich zugleich auch als „Tourismusort“ nach neuem Verständnis 
anerkennen zu lassen. Die Motivation für entsprechende Kommunen könnte darin bestehen, 
das von einer Tourismusabgabe zu finanzierende Budget deutlich durch die Einbeziehung 
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von Aufwendungen für kulturelle Einrichtungen und Veranstaltungsstätten zu erhöhen. Ähn-
lich wie bei der Bettensteuer (Doppelerhebung) sollte es zu dieser umfassenden Erweiterung 
der „Alt-Abgabe“ einen Ausschluss im Gesetzestext geben. 
 
Im Sinne einer möglichst umfassenden Akzeptanz der anstehenden Änderungen des Kom-
munalabgabengesetzes halten wir es für hilfreich, das aktuelle Reformwerk – so wie vorge-
sehen -  nicht zu überfrachten. Ein Erfordernis für ein zeitnahes weiteres Änderungsgesetz 
sehen wir nicht. Auf unsere Ausführungen vom 30. Mai d. J. weisen wir in diesem Zusam-
menhang noch einmal hin. 
 
Ausdrücklich erklären wir unsere Bereitschaft, an der inhaltlichen und kommunikativen Um-
setzungsbegleitung unter Federführung der Landesregierung mitzuwirken. 
 
Gern sind wir bereit, auch im Rahmen einer persönlichen Anhörung, die Inhalte unserer Stel-
lungnahme ausführlicher zu erläutern.  
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Dirk Nicolaisen 
Stv. Hauptgeschäftsführer 
 
Anlage:   
Stellungnahme vom 30. Mai 2013 
 














